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Die FPD in der Opposition (1998-2009)

Partei- und Fraktionsvorsitzender Wolfgang Gerhardt und Generalsekretär Guido Westerwelle zogen aus dem Wahlergebnis 1998 folgende Bilanz: Die FDP braucht keine programmatische Veränderung, sondern mehr programmatische Erkennbarkeit. Sie ist die einzige konsequente Freiheitspartei, die zuerst auf den Bürger  und dann auf den Staat setzt, die für weniger Abgaben und mehr persönliche Freiheit und Verantwortung eintritt.  Die FDP beschritt den Weg der Kontinuität.

Leitsätze zur Oppositionsarbeit:

Verbesserung der Kampagnenfähigkeit auf Bundes- und Landesebene 

Die FDP will sich zur Partei der kurzen Wege entwickeln

glaubwürdige Demonstration programmatischer Eigenständigkeit und Unverwechselbarkeit

Beschlüsse auf Bundesparteitag 1999:

Einkommensteuer niedrig, einfach, gerecht (3-Stufen-Tarif, Gleichbehandlung aller Einkommensarten, Abschaffung der Gewerbesteuer, Steuervereinfachung, Abbau der steuerlichen Ausnahmetatbestände)

Bürokratieabbau

10 Punkteprogramm zur Öffnung der Flächentarifverträge -> Abweichung vom Tariflohn zur Beschäftigungssicherung

Schaffung neuer Strukturen für ein leistungsfähiges Bildungssystem

Sozialpolitische Konzepte für zielgenaue soziale Hilfsmaßnahmen

Strategie:

Die FDP dürfe nicht den Eindruck einer Regierungspartei im Wartestand erwecken

→ Wechsel von office-seeking-Strategie  zur policy-seeking-Strategie ( aktive Opposition mit öffentlich wirksamer Unterstützer- / Blockierertaktik

Imagewechsel: weg von "Der Partei der zweiten Wahl" (Dittberner, Jürgen: Die Partei der Zweiten Wahl, S 144) hin zu unabhängiger Kraft (auch Opposition)

FDP  zeigte konstruktive und sachbezogene Handlungsweise, indem sie bei der Reform des Staatsbürgerschaftsrechts ihr Modell, das die Möglichkeit  einer doppelten Staatsangehörigkeit bis zur Volljährigkeit, vorlegte. In Form dieses Kompromissvorschlags passierte das Gesetz den Bundesrat. Damit hat sich die FDP in der Staatsbürgerschaftsfrage als eigenständige und verlässliche Partei profiliert.

Juli 1999: FDP ersetzt nach Verkleinerung der Bundesgeschäftsstelle von 49 auf 29 der Parteiarbeit

Bundesgeschäftsstelle: projektorientiert, erarbeitet Strategie  für Vermittlung zuständig → Kampagnenzentrale

Konzentration auf die drei Kampagnenschwerpunkte: Steuersenkung, Bildung und Umbau der Sozialsysteme

Fraktion: inhaltlich-programmatische Arbeit

Gründung des liberalen Parteiservice (LiPS): zuständig für Spenden- und Beitragserfassung und Veranstaltungsplanung, förderte Zentralisierung der Partei und Professionalisierung der Kampagnen

Einrichtung eines Info-Points in der Bundesgeschäftsstelle: Zentrale Anlaufstelle für Bürger mit Fragen zur Partei 

„Happy-Hour-Konzept“: kleinere Diskussionsveranstaltungen in ungezwungener Atmosphäre (z.B. in Boutiquen oder Galerien) bei denen  Mitglieder und Nichtmitglieder kommunizieren können (After Work-Stammtisch)

April  2000: FDP startet Bildungsoffensive „INVEST!“; zentrale Bestandteile: Verkürzung der Schul- Ausbildungs- und Studienzeiten, vor allem Abitur nach 12 Schuljahren, Bafög-Reform

neue Zielgruppen: Politisch Desinteressierte, Erstwähler, Themen- und Strategiewähler

Ergebnisse der FDP bei den Landtagswahlen und der Europawahl 1999:

Nur in Hessen schaffte es die FDP mit 5,1%  ins Parlament einzuziehen und als Koalitionspartner der CDU die Regierung zu stellen. Bei allen anderen Landtagswahlen und der Europawahl scheiterte sie.
Aufschwung im Jahr 2000:

Erst infolge des CDU-Spendenskandals 1999/2000 konnte die FDP ab Januar 2000 in Umfragen von Werten zwischen 4% und 5% auf 8%  bis 10% zulegen, da viele von der CDU enttäuschte Wähler sich für die FDP aussprachen. 

Bei der Landtagswahl in Schleswig-Holstein im Februar 2000 gewann die FDP 1,9% hinzu und erreichte 7,6%. 

Westerwelle und Gerhardt betonten nun die Unabhängigkeit der FDP in Koalitionsfragen.

Als Gerhardt wegen der unklaren Rolle von CDU-Ministerpräsident Koch im Spendenskandal der hessischen CDU dafür plädierte, dass die hessische FDP die Koalition aufkündigen sollte, widersetzte sich die hessische FDP unter der Führung von Ruth Wagner und Stimmte mit 166 zu 132 Stimmen für eine Fortsetzung der Koalition mit Roland Koch als Ministerpräsident.

Landtagswahl NRW 2000:

Spitzenkandidat: Jürgen W. Möllemann (NRW-Landesvorsitzender)

Slogan: „NRW braucht Tempo. Möllemann.“

Zentrale Themen  der FDP im Wahlkampf:  Bildung und Mobilität,  die sich in Umfragen als besonders bedeutsam herausgestellt hatten und als Schwachstellen der amtierenden rot-grünen Landesregierung galten

Die Themen Arbeitsmarkt und Wirtschaftswachstum im Gegensatz zum Programm der Bundespartei nur von untergeordneter Rolle → Flexibilisierung des Policy-Angebots

Projekt (Wahlziel) 8%: dazu gehörten das aus der formalen Parteiorganisation ausgelagerte Kampagnenzentrum „Werkstatt 8“ und eine klare Aufgabentrennung → Modernisierung, Professionalisierung, Personalisierung

Verzicht auf Koalitionsaussage seitens der FDP

>Wahlrecht in NRW sieht keine Zweitstimmen vor. Daher wäre reiner Funktionswahlkampf und Koalitionswahlkampf strategisch nicht sinnvoll gewesen.

FDP versuchte durch provokante Kampagnen in die Medienberichterstattung zu gelangen. 

Möllemann verknüpfte Inhalte mit provokanter Kommunikation → Möllemann als „professioneller Politikverkäufer“, der „neuen Modernisierungs-Populismus verkörpert“

Wahlergebnis: 9,8%

Bei den 18-24 jährigen Wählern erreichte FDP 12,9 %

„Strategie 18“ und eigener Kanzlerkandidat

Bundesparteitag Juni 2000: 

Möllemann: FDP muss sich von einer „Nischen-Partei zur Volkspartei mausern“. FDP soll „aus dem mentalen Gefängnis ‚dritte Kraft’ ausbrechen“ und bei der Bundestagswahl 2002 18% anstreben

Möllemann: Projekt 18% nur mit eigenem Kanzlerkandidaten glaubwürdig

Bundesparteitag 2001:

Westerwelle setzt durch, dass „Strategie 18“ ohne eigenen Kanzlerkandidaten beschlossen wurde 

Westerwelle wird zum neuen Parteivorsitzenden gewählt, Möllemann wird Stellvertreter

→ Westerwelle und Möllemann bilden nun strategisches Team (Möllemann=Kopf, Westerwelle=Präsentation nach außen)

Cornelia Pieper wird neue Generalsekretärin (tritt bei Landtagswahl in Sachsen-Anhalt im März 2002 als Kandidatin für das Amt des Ministerpräsidenten an ( FDP erreicht 13,3%)

Bundestagswahlkampf 2002:

Versuch, die FPD für neue Wählerschichten zu öffnen und sich als „Partei für das ganze Volk“ darzustellen:

„Wir wenden uns an alle, die mehr Freiheit und weniger staatliche Bevormundung wollen.“  FDP versucht sich „insbesondere an jene zu wenden, die der Politik nichts mehr zutrauen – an die Wechselwähler und potentiellen Nichtwähler.“

Image der Spaßpartei: Westerwelle besucht „Big Brother“ Container, reist mit Guidomobil durchs Land, drängt auf Teilnahme an Kanzlerduellen; Möllemann springt täglich mit Fallschirm in anderem Urlaubsort ab

Unkonventionelle Aktion wie die Zahl 18 unter der Schuhsohle → Botschaften mit Bildern

Um Jungwähler zu erreichen entwickelte sich FDP zum Vorreiter des Internet-Campaignings. 

Westerwelle lässt sich auf Parteitag im Mai 2002 zum Kanzlerkandidaten küren. 

Kampagne von Bundesgeschäftsstelle geleitet

Auf Spaß ausgerichtete Wahlkampagne passte nicht zum Hochwasser im Osten Deutschlands und zum bevorstehenden Irakkrieg (hier insbesondere "Einmarschierer"-Einwand zu beachten

(   Deutsche Vergangenheit, etc.)

Ergebnis: 7,4% → nur 1,2% mehr als bei Bundestagswahl 1998, aber bestes  Bundestagswahlergebnis nach 1990

FDP in der Regenerationsphase (2002-2005)

Unmittelbar nach Wahl tritt Möllemann als stellvertretender Parteivorsitzender zurück.

Anfang Oktober 2002 stellte sich heraus, dass der umstrittene Werbeflyer durch gestückelte Spenden finanziert worden war → Verstoß gegen das Parteiengesetz; außerdem: Vorwürfe der antisemitischen Kampagnenführung

Finanzielle Unregelmäßigkeiten im NRW-Landtagswahlkampf 2000 entdeckt

Spendenaffäre führte zu Parteiausschlussverfahren gegen Möllemann, der nach  mehrfachen Aufforderungen nicht freiwillig ausgetreten war. Zum Parteiausschluss kam es nicht, da Möllemann am 5.Juni 2003 mit Fallschirm in den Tod stürzte.

Comeback von Wolfgang Gerhardt (auch als Vertreter der Ernsthaftigkeit und Seriosität)

Keine weitere Verfolgung der „Strategie 18“

Schärfung des programmatischen Profils und Fokussierung auf Programm

Leitantrag „Liberale Innen- und Rechtspolitik sichert Bürgerrechte“  (Parteitag 2005 in Köln):

Schutz der Bürgerrechte → FDP lehnte zentrale DNA-Datei, biometrische Daten in Ausweisen, flächendeckende Erhebung von digitalisierten Fingerabdrücken, Einführung einer Steueridentifikationsnummer, Lockerung des Bankgeheimnisses, Ausweitung der Videoüberwachung und die Einführung einer Anti-Terror-Datei ab.

Europawahl 2004

Themen des Wahlkampfs: Bürokratieabbau, Volksentscheid über eine europäische Verfassung

Spitzenkandidatin: Silvana Koch-Mehrin

Ergebnis: 6,1% → Wiedereinzug ins Europaparlament nach 10 Jahren

Bundestagswahlkampf 2005

Koalitions- und Funktionswahlkampf an der Seite der CDU/CSU

3 Elemente des Koalitionswahlkampfs:

1) Schwarz-Gelb ist die einzige Koalition, die wirklichen Politikwechsel bedeutet

2) FDP führte Zweitstimmenwahlkampf 

3) gemeinsame Erklärung von Union und FDP am 1.September 2005 (vorgezogene 

   Koalitionsvereinbarung)

Wahlprogramm “Arbeit hat Vorfahrt”: Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik, Bürokratieabbau, Abschaffung des Tarifvertragssystems, Lockerung des Kündigungsschutzes und Verzicht auf Mindestlohnvorschriften, Steuervereinfachung und Steuersenkung (dreistufiges Einkommensteuermodell mit Sätzen von 15%, 25% und 35%),

keine Mehrwertsteuererhöhung 

Ergebnis: 9,8% (Zugewinn von 2,4%, bestes Ergebnis nach Wiedervereinigung und wieder dritte Kraft)

In allen Bundesländern hat FDP bei Bundestagswahl 2005 Stimmen hinzugewonnen ( überdurchschnittlich in Bayern (+ 5%), Baden-Württemberg (+ 4,1%), Hessen (+ 3,5%) und Sachsen (+ 2,5%)
Bundestagswahlkampf 2009
Wahlsloagans: Mehr Netto vom Brutto, Freiheit stärken, Bürgerrechte schützen (Internet & Terrorschutzdebatten), Die Mitte stärken

Schwerpunkte:

1.   (Rück-)Besinnung auf Mittelstand (Arbeitsrecht und Bürokratieabbau)

2.   Steuersenkungen (System 10%, 25%, 35%; Grundfreibetrag 8004€)

3.   Bildung (Stipendienförderung mindestens 10% → Durchlässigkeit für Aufstiegschancen, 

      beitragsfreier Kindergarten, Investition von 10% des Bruttoinlandsprodukts in Forschung und Bildung)

4.   Bürgerrechte: Ablehnung-Vorratsdatenspeicherung/geheime Onlinedurchsuchung v. Privat-PCs, 

      Bewegungsdatenerfassung, Internetzensur

5.   Energie umweltfreundlich & bezahlbar (Senkung der Umsatzsteuer für Energie von 19% auf 

      7% oder Senkung der Ökosteuer)

6.   Deutschland als Vorreiter der Abrüstung (vor allem atomar)

7.   Sozialleistungen: Bürgergeld statt ALG II + Co.

Personalkonzentration auf Westerwelle und "Jungstar" Philipp Rösler (Niedersachsen) (trotz 12-köpfigen Kompetenzteams); Seit 1995 Hans-Jürgen Beerfeltz Wahlkampfleiter 

Kampf um Kompetenzimage (Verpasst: Internetdebatte sozialer Netzwerke um Englischkenntnisse)

Online-Wahlkampf: Mitmach-Arena (Blog, Diskussionsforum)

Wahlkampagne: 20 Agenturen kostenlos

(Quelle: http://www.ndrinfo.de/programm/wahlkampfseriefdp100.html)
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